
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 06.10.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2025/0118 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Brandschutz und allgemeine 
Hilfe Verbandsgemeinde Rhein-
Selz 

27.11.2025 14 Öff.    

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

01.12.2025 5.9 Öff. 10  1 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

04.12.2025 1.6 Öff.    

 
    

 
Brandschutzkonzept für kommunale Liegenschaften 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der ‘Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe‘ und der ‘Haupt- und Finanzausschuss‘ 
empfehlen, der ‘Verbandsgemeinderat‘ beschließt: 
 

1. Das einheitliche Brandschutzkonzept für kommunale Liegenschaften gemäß der 
vorgelegten Modulstruktur. 
 
2. Die verbindliche Anwendung des Konzepts für bestehende und zukünftige Liegen-
schaften, einschließlich der verpflichtenden Berücksichtigung bereits in der Planungs-
phase neuer Gebäude. 
 
3. Die Aufteilung der Umsetzung auf die Haushaltsjahre 2026-2029 und die Veran-
schlagung der Haushaltsmittel in Höhe von voraussichtlich 404.600€ auf die Haus-
haltsjahre 2026-2029 entsprechend der jeweiligen Haushaltssituation. 

 
4. Die konkrete Umsetzung der Maßnahmen in den Jahren 2026-2029 für folgende 
bestehenden Liegenschaften: alle 8 Grundschulen der Verbandsgemeinde, Feuerwa-
che Nierstein-Oppenheim, Gerätehaus Hahnheim/Selzen, Gerätehaus Dorn-Dürk-
heim/Wintersheim, Gerätehaus Uelversheim/Weinolsheim, Gerätehaus Nierstein, 
Gerätehaus Undenheim, Gerätehaus Ludwigshöhe, Gerätehaus Dienheim, Geräte-
haus Mommenheim 

    
5. Den jährlichen Bericht der Verwaltung über den jeweiligen Umsetzungsstand. 

 



 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: Budget 400 Bauunterhaltung 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Schaad) 
Haushaltsachbearbeiter 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Ebling)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Ausganglage: 
 
Die kommunalen Liegenschaften der Verbandsgemeinde Rhein-Selz weisen derzeit keinen 
einheitlichen Standard im technischen Brandschutz auf. Viele Gebäude verfügen nur über 
veraltete, unzureichende oder uneinheitliche Brandschutzlösungen.  
Ziel der Verwaltung war daher die Entwicklung eines umfassenden und modular aufgebau-
ten Brandschutzkonzepts, das herstellerunabhängig gestaltet ist und sich auf sämtliche kom-
munalen Liegenschaftstypen anwenden lässt. 
 
Beauftragung und Anforderungen: 
Die Firma NTA aus Mainz wurde mit der Konzeption beauftragt. Im Vorfeld formulierte die 
Verwaltung verschiedene Anforderungen, darunter die Berücksichtigung aller relevanten Lie-
genschaftstypen wie Feuerwehrhäuser, Gemeindehallen, Bürgerhäuser, Kindertagesstätten, 
Grundschulen, Rathäuser, Verwaltungsgebäude, Hallenbad, Sporthallen und Bauhöfe. Das 
Konzept sollte modular aufgebaut sein, einheitliche Standards schaffen und zugleich flexibel 
adaptierbar bleiben. 
Das Konzept umfasst neben den Liegenschaften der Verbandsgemeinde auch die Liegen-
schaften der Ortsgemeinde/Städte und wird den entsprechenden Gemeinde-/Stadträten zur 
eigenen Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. 
 
Aufbau des Brandschutzkonzepts: 
Das durch die Firma NTA ausgearbeitete Konzept beschreibt die Module (im Konzept als 
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Pakete bezeichnet) detailliert. 
Das Modul 1(Grundmodul) beinhaltet die Kompaktzentrale mit ihrer Melderperipherie und 
bildet das Grundgerüst einer vollwertigen Brandmeldeanlage. Es umfasst die Brandmelde-
zentrale, automatische Melder und Druckknopfmelder. Die Kostenschätzung liegt bei rund 
6.300 Euro pro Gebäude. 
Zu Modul 1 sind unterschiedliche Zusatzmodule je nach Gebäudeanforderung möglich: 
Das Zusatzmodul 1a ermöglicht eine gezielte Alarmierungs- und Evakuierungsfunktion, die 
insbesondere für nicht-öffentliche Gebäude wie Feuerwehrhäuser geeignet ist.  
Das Zusatzmodul 1b erweitert die Anlage hingegen um eine flächendeckende Alarmierung, 
wie sie aufgrund der Anforderungen an Versammlungsstätten in Schulen, Kitas oder Gemein-
dehallen notwendig ist.  
Das Zusatzmodul 1c bietet eine technische Lösung, um beispielsweise Feuerwehrfahrzeuge 
über Funkmelder direkt an die Brandmeldezentrale anzubinden, beispielsweise zur Erken-
nung von Schmor- oder Batteriebränden. 
 
Modul 2 definiert den Angriffspunkt der Feuerwehr, der den gewaltfreien Zugang zu Gebäu-
den sicherstellt. Durch ein einheitliches Schlüsseldepot und eine standardisierte Öffnungslo-
gik wird die Einsatzfähigkeit der Feuerwehr verbessert und Folgeschäden werden reduziert. 
 
Modul 3 umfasst das Feuerwehrinformationssystem, das Bedien- und Anzeigetableaus be-
reitstellt und eine klare und einheitliche Darstellung des Alarmgeschehens sicherstellt.  
Hier ist eine Ergänzung durch ein Zusatzmodul (Modul 3a) möglich, welches zusätzliche In-
formationen wie Laufkarten und Übersichtspläne, die das schnelle Auffinden des Brandher-
des ermöglichen, bereitstellen. 
 
Modul 4 beinhaltet die automatische Weiterleitung von Alarmen und Störungsmeldungen. 
Es bietet verschiedene Übertragungswege, von Telefonmeldungen über digitale Nachrichten 
bis hin zur Anbindung an Wachunternehmen oder Leitstellen.  
Je nach Übertragungsart können weitere Kosten beispielsweise für eine Wachgesellschaft 
oder der Anbindung an das Telekommunikationsnetz entstehen. 
 
Alle angebotenen Module erfüllen die Anforderungen der DIN 14675 und DIN VDE 0833-2 
für den Aufbau und Betrieb sowie für die Planung, Errichtung und Instandhaltung von Brand- 
bzw. Gefahrenmeldeanlagen und sind VDE zertifiziert. Die Module können ggf. zu baurecht-
lich vorgeschriebene Brandmeldeanlagen erweitert werden.   
 
Zusätzlich beschreibt das Konzept eine reine Funklösung mit vernetzten Heimrauchmeldern 
für Gebäude, bei denen ein Ausbau auf eine vollwertige Brandmeldeanlage nicht möglich 
oder nicht zweckmäßig ist. 
 
Die Verwaltung wird in Zusammenarbeit mit der Wehrleitung und den Objektverantwortli-
chen genau auf die einzelnen Objekte ausgelegte Ausprägungen der einzelnen Module erar-
beiten, da beispielsweise bei größeren Feuerwehrgerätehäusern umfangreichere Maßnah-
men notwendig sind als bei kleineren Gerätehäusern. 
 
 
Zuordnung der Module zu verschiedenen Liegenschaftstypen: 
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Die Module werden gemäß ihrer Funktion den unterschiedlichen Liegenschaftstypen zuge-
ordnet.  
Feuerwehrhäuser benötigen beispielsweise aufgrund ihrer einsatzkritischen Bedeutung die 
vollständige Ausstattung aus Kompaktzentrale, Alarmierungs- und Evakuierungsfunktionen, 
Fahrzeugüberwachung, Angriffspunkt, Feuerwehrinformationssystem sowie Übertragungs-
modul.  
Schulen und Kitas werden mit flächendeckender Alarmierung, Laufkarten und Übertragungs-
modulen ausgestattet.  
Bei Bauhöfe reicht ein reduziertes Set aus Kompaktzentrale, Alarmierung und Übertragung 
aus, wobei die Fahrzeugüberwachung bei hochpreisigen oder akkubetriebenen Fahrzeugen 
zusätzlich sinnvoll ist.  
Gemeindehallen können abhängig von Größe und Nutzung individuell mit auf das Objekt 
ausgelegte Module ausgestattet werden. 
 
 
Kostenschätzung (Stand 10/2025): 
Die Kosten orientieren sich an den Einzelmodulen und variieren je nach Gebäudeart und der 
endgültigen Melderanzahl im Gebäude.  
Feuerwehrgerätehäuser erfordern aufgrund ihres umfangreichen Modulumfangs rund 
20.250 Euro pro Gebäude, Schulen und Kitas etwa 16.200 Euro und Bauhöfe durchschnittlich 
8.650 Euro. (Netto-Preise) 
Die Kosten pro Modul entsprechen den im Konzept aufgeführten Schätzwerten. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die finanziellen Auswirkungen hängen von der Anzahl der zu ertüchtigenden Liegenschaften 
und den zugeordneten Modulen ab.  
Im Rahmen der Haushaltsplanung wurde entschieden, dass die Umsetzung in Stücken erfolg-
ten soll. Die jeweilige Veranschlagung der Haushaltsmittel soll entsprechend in den Jahren 
2026-2029 je nach Haushaltssituation erfolgen. 
Für die Umsetzung in 2026-2029 sind für die 8 Grundschulen mit benötigten Haushaltsmittel 
von ca. 130.000€(netto) und für die im Beschlussvorschlag aufgelisteten Feuerwehrgeräte-
häuser 210.000€(netto) zu rechnen. 
Eventuelle Auswirkungen auf Versicherungsbeiträge werden aktuell von der entsprechend 
Fachabteilung geprüft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 


